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1. Antragsstext 

B.3.3.6 (neu) Einbruchdiebstähle bekämpfen 

Die Polizeiarbeit des Kantons Solothurn fokussiert sich verstärkt auf die Bekämpfung von Ein-
bruchdiebstählen, namentlich von ausländischen Verbrecherbanden. Gemeinsam mit der Grenz-
polizei und anderen Polizeikorps wird darauf hingewirkt, dass das diesbezügliche Sicherheits-
empfinden der Bevölkerung in allen Regionen erhöht wird. 

Priorität: 1 

2. Begründung 

Die Bevölkerung nimmt die Polizeipräsenz im Rahmen der Bekämpfung von Einbruchdiebstäh-
len zu wenig wahr. Die Vermutung liegt nahe, dass die Sorgen der Bevölkerung nicht ernst ge-
nug genommen werden. Wir brauchen Sicherheit nicht nur auf unseren Strassen, sondern insbe-
sondere auch dort, wo ausländische Verbrecherbanden ihr Unwesen treiben. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Es besteht keine Notwendigkeit, betreffend Bekämpfung von Einbruchdiebstählen Änderungen 
am Legislaturplan 2013-2017 vorzunehmen. Wir haben unter B.3.3 bekräftigt, dass es sich bei 
der Bekämpfung von Kriminalitätsphänomenen, die das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung in 
besonderer Weise beeinträchtigen (z.B. Einbruchdiebstähle), um einen Schwerpunkt handelt. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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